
Zinsen für Staatsschuld schon 
jetzt höher als Schulbudget 

Bisher sieht Bernhard Felde-
rer, Vorsitzender des Staats-
schuldenausschusses und 
Chef des Instituts für Höhere 
Studien IHS, wenig Spareifer 
seitens der Regierung. Die Ar-. 
beit in der Verwaltungsreform-
Arbeitsgruppe habe bisher 
 nur bescheidene Ergebnisse 
erbracht", sagte Felderer ges-
tern bei einem Pressegespräch 
in Wien. 

Felderer forderte die Regie-
rung auf, spätestens im ersten 
Halbjahr 2010 ein Reformkon-
zept auszuarbeiten, das ab 
2011 umgesetzt werden kann. 
Sollte ein glaubwürdiges Kon-
zept zum Abbau der Schulden 
ausbleiben, dann drohen Ös-
terreich laut Felderer höhere 
Zinsen.  Wenn wir das nicht 
tun, werden wir durch Auf-
schläge in der Refinanzierung 
der Staatsschulden bestraft 
werden", warnte der Wirt-
schaftsforscher. 

Er verwies darauf, dass die 
Zinszahlungen auf die österrei-
chische Staatsschuld mit 7,9 
Milliarden Euro schon heuer 
das gesamte Schulbudget des 
Bundes 7,3 Milliarden Euro 
übersteigen werden. 

Nachdem der Schulden-
stand 2007 erstmals seit dem 
EU-Beitritt knapp unter der von 
Brüssel vorgegebenen Grenze 

WIEN. Der Staatsschuldenaus-
schuss fordert von der Regie-
rung schon im ersten Halbjahr 
2010 ein Sanierungskonzept 
für das Budget. Sonst drohen 
noch höhere Zinszahlungen für 
die Staatsschuld. 

von 60 Prozent der Wirt-
schaftsleistung gesunken war, 
wird er wegen der Wirtschafts-
krise im kommenden Jahr be-
reits wieder bei 73,9 Prozent 
liegen. 

Ein Schuldenabbau wird laut 
den Prognosen des Staats-
schuldenausschusses nur bei 
äußerster Budgetdisziplin und 
hohem Wirtschaftswachstum 
möglich sein und selbst dann 
Jahrzehnte dauern. 

gung drängen.  Wir möchten 
gerne, dass das ernst genom-
men wird." 

Steuererhöhungen kann sich 
Felderer nur dann vorstellen, 
wenn alle Sparvorschläge zum 
Schuldenabbau nicht reichen. 
Er verweist darauf, dass Öster-
reich mit 44 Prozent bereits 
jetzt die vierthöchste Abgaben-
quote der EU habe. Daher müs-
se nun bei den Ausgaben ge-
spart werden. 

Felderer kritisiert aber, dass 
die Sparvorschläge der Verwal-
tungsreform-Experten in der 
Politik bisher auf taube Ohren 
gestoßen sind. Nun seien aber 
 Entscheidungen auf höchster 
Ebene nötig, auch dann, wenn 
es dem einen oder anderen Par-
teifreund weh tut". Die Exper-
tengruppe, der er selbst ange-
hört, werde sich daher dem-
nächst an die Öffentlichkeit 
wenden und auf mehr Bewe-
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